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1
Langzeitkonten – Grund-
prinzip, Merkmale und 
aktuelle Trends

Ziel von betrieblichen Zeitkonten ist
grundsätzlich, die Umverteilung von indi-
vidueller Arbeitszeit zu ermöglichen und
gleichzeitig Abweichungen von der Nor-
malarbeitszeit zu regulieren. Damit wird
eine Normalisierung flexibler Arbeitszeiten
angestrebt. Dazu werden die – von im Be-
trieb geltenden formellen Regelungen – ab-
weichenden Arbeitszeiten (Plus und Mi-
nus) auf einem Zeitkonto mit definierten
Grenzen bezüglich Volumen und Aus-
gleichszeiträumen registriert. Prozeduren
des Ansparens (Volumen, Quellen) und der
Entnahme (Volumen, Zwecke, Antragsver-
fahren) werden in der Regel betrieblich ver-
einbart.

Zeitkonten sind nach dem Grundprin-
zip des Zeitausgleichs gestaltet: Sie ermögli-
chen zeitweise Mehrarbeit und, in geringe-
rem Maße, zeitweise Minderarbeit, behal-
ten aber dabei durch die Saldierung inner-
halb vereinbarter Zeiträume die tariflich
bzw. betrieblich vereinbarte Arbeitszeit bei.
Nach dem Kriterium der Dauer der Aus-
gleichsphasen lassen sich Kurzzeit-, Lang-
zeit- und Lebenszeitkonten unterscheiden,
wobei mit steigenden Zeiträumen auch das
mögliche Kontenvolumen zunimmt. Das
Besondere der Zeitkonten besteht – im 
Unterschied zu anderen Formen der Ar-
beitszeitflexibilisierung, wie etwa bezahlte
Überstunden oder vorübergehende Teil-
zeitarbeit, – darin, dass vor- oder mehr ge-
leistete Arbeitszeit einen Anspruch auf ein
Zeitäquivalent aus späterer Erwerbsar-
beitszeit begründet, also unter den Bedin-
gungen von Flexibilisierung den Erhalt frei
verfügbarer Lebenszeiten anstrebt. Zeit für

(1) Die ökonomischen Konstellationen ha-
ben sich für die Beschäftigten im letzten
Jahrzehnt entscheidend verändert. Die ge-
werkschaftliche Forderung nach einem
Zeitausgleich von Überstunden ist im Rah-
men der Programmatik der Humanisie-
rung der Arbeit und einer stärkeren Frei-
zeitorientierung entstanden und sollte ins-
besondere dem Gesundheitsschutz dienen.
Dies hat aber nichts daran geändert, dass
Überstunden-Entgelte wichtige Einkom-
mensbestandteile vieler Beschäftigter blie-
ben und die Möglichkeit boten, Sonder-
ausgaben durch Zusatzeinkommen abzu-
decken. Diese Geldpräferenz wurde durch
eine hohe Beschäftigungsstabilität und
kontinuierliche Einkommenszuwächse re-
lativiert. In den letzten zehn Jahren dage-
gen sind die durchschnittlichen Realein-
kommen aus unselbstständiger Arbeit
nicht mehr gestiegen und die Beschäfti-
gungssicherheit hat abgenommen. Der
Großteil der Beschäftigten dürfte darauf
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Die weitere Erhöhung der Flexibilität des Arbeitskräfteeinsatzes wird noch immer als erfolgreiche Wettbewerbsstrategie propagiert.
Ein Baustein dafür ist die Umverteilung individueller Arbeitszeiten mittels Zeitkonten. Gerade Langzeitkonten ermöglichen es, die 
Volumina angesparter Arbeitszeiten zu erhöhen und die Zeithorizonte für den Zeitausgleich zu strecken. Damit verändern sich nicht
nur alltägliche Balancen von Arbeit und Leben, sondern auch die Lebensläufe der Beschäftigten. Welche Dynamik bringen Langzeit-
konten in die betriebliche Zeitpolitik? Und können sie einen Beitrag zur Stabilisierung diskontinuierlicher Lebensläufe leisten?

Leben, für Regeneration, für Familie, Bil-
dung und Freizeit wird zu einem Gestal-
tungsfaktor betrieblicher Zeitpolitik (Ab-
bildung 1).

Es lassen sich vier Merkmale von Lang-
zeitkonten unterscheiden:

– Die Kontenbestände werden länger als
mindestens ein Jahr geführt, häufig bis zum
Ende der Betriebszugehörigkeit bzw. des
Erwerbslebens (wenn die Verrentung im
selben Betrieb stattfindet bzw. wenn Porta-
bilität gegeben ist). Es wird in der Regel
kein Zeitpunkt definiert, zu dem das Kon-
to geräumt wird, um dann wieder neu auf-
gebaut zu werden;
– die Konten können direkt aus Einbrin-
gungen in Zeit und Geld gespeist werden
und gegebenenfalls auch aus Übertragun-
gen von anderen, befristeten Konten;
– Langzeitkonten untergliedern sich be-
züglich der Entnahme in zwei Typen mit
qualitativ unterschiedlichen Merkmalen.
Optionale Langzeitkonten werden wäh-
rend des Erwerbsarbeitslebens für Zeitent-
nahmen zu wählbaren Zeitpunkten und
für unterschiedliche persönliche Zwecke
genutzt, die vom Beschäftigten, aber auch
vom Betrieb bestimmt werden können. Al-
tersbezogene Langzeitkonten dagegen wer-
den nur zum Ende des Arbeitslebens fällig,
entweder in Form eines vorzeitigen Ruhe-
stands bzw. von Altersteilzeit oder als zu-
sätzliche Altersversorgung. Es gibt auch be-
triebliche Modelle, in denen beide Grup-
pen unter dem Begriff des Langzeitkontos
geführt werden;
– entsprechend den Verwendungszwecken
für die Zeitentnahmen wird hier ein Min-
destentnahmevolumen definiert (im Un-
terschied zu den Kurzzeitkonten).

Die Verbreitung von Langzeitkonten und
ihre Ausgestaltung werden durch vier aktu-
elle Trends geprägt:
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mit einer erneuten Verstärkung der Geld-
präferenz reagieren und auf die schnelle
Auszahlung von Überstundenentgelten
drängen. Dieser Trend könnte gegebenen-
falls das Interesse der Beschäftigten an
Langzeitkonten begrenzen.

(2) Die Möglichkeit, Entgeldanteile auf
Zeitkonten einzubringen, schafft die Vor-
aussetzung für eine Kombination von Zeit-
und Geldwerten, überwiegend im Anspar-
prozess (z. B. ergebnisabhängige Entgeltan-
teile), aber auch im Entnahmeprozess (so-
genannte Störfälle, betriebliche Altersvor-
sorge). Damit verändern die Zeitkonten
ihren Charakter, was im Begriff des „Zeit-
wertkontos“ zum Ausdruck kommt: Neben
die Funktion des Zeitausgleichs treten fi-
nanzielle Ausgleichs- bzw. Sparmechanis-
men (Entgeltumwandlung als Investition
z. B. in die betriebliche Altersvorsorge). Ei-
ne Folge ist die Einschränkung des mit
Zeitkonten verfolgten Ziels, die Zeitsouve-
ränität für die Beschäftigten zu erhöhen.
Demgegenüber gewinnen andere Motive
an Bedeutung wie die Verzinsung des Kon-
tenbestands und die Nutzung steuerlicher
Vorteile. Auf Seiten der Beschäftigten wird
diese Gewichtsverlagerung das Geldspar-
und Sicherheitsmotiv verstärken und Lern-
prozesse des Zeithandelns im Arbeitsleben
eher behindern; das Geflecht von Wechsel-
wirkungen wird komplexer.

(3) Bei der Anwendung von Zeitkonten
zeigt sich eine Tendenz zur Ausweitung des

Kontenvolumens und des Ausgleichszeit-
raums bis zum Ende des Erwerbslebens. Zu
den bereits verbreiteten Gleitzeit- und Jah-
reskonten treten Langzeit- und Lebensar-
beitszeitkonten hinzu. Es werden Übertra-
gungsmechanismen zwischen den ver-
schiedenen Kontentypen vorgesehen, was
zu einer Entgrenzung zwischen alltäglicher
und biografischer Flexibilisierung führt.
Allerdings wird die Gestaltung der Grenzen
sehr unterschiedlich gehandhabt. Ein Ex-
trem ist die vollständige Trennung zwi-
schen kurzfristiger Flexibilität und lang-
fristigem Ansparen, das andere Extrem ist
die möglichst vollständige Nutzung kurz-
fristiger Ansparprozesse für langfristige
Kontenvolumina (Abbildung 1). Dabei
wird der Unterschied zwischen Langzeit-
konten und Lebensarbeitszeitkonten wich-
tiger. Da altersbezogene Langzeitkonten nur
sinnvoll sind, wenn sie ein großes Volumen
erreichen (z. B. 5.000 Stunden als Äquiva-
lent für drei Erwerbsjahre), treten sie not-
wendigerweise in Konkurrenz zu den
Zielen der optionalen Langzeitkonten. Zu-
gespitzt lässt sich von einem Konflikt 
zwischen optionaler Gestaltung des Er-
werbsverlaufs und Altersvorsorge im wei-
teren Sinne sprechen.Wenn wir im Folgen-
den von Langzeitkonten reden, beziehen
wir uns auf optionale und altersbezogene
Langzeitkonten (sogenannte Lebenszeit-
konten).

(4) In einer starken Wechselbeziehung da-
mit haben auf europäischer und nationaler

Ebene Reformstrategien eingesetzt, die di-
rekt und gravierend in die betriebliche Per-
sonalpolitik und die individuelle Lebens-
planung intervenieren (Lebenslaufpolitik
als Mehrebenenpolitik). Zur Erhöhung der
Beschäftigungsquote werden die Möglich-
keiten von Vorruhestand und Altersteilzeit
eingeschränkt; zur finanziellen Sanierung
der Rentenversicherungen wird die Le-
bensarbeitszeit auf 67 Jahre erhöht. Seit-
dem das Auslaufen von Altersteilzeit- und
Vorruhestandsregelungen in Deutschland
absehbar ist (2009), bemühen sich große
Unternehmen zunehmend, betriebliche
Äquivalente in Form von Lebenszeitkonten
zu schaffen, die das Lebenslaufmodell der
„komprimierten Erwerbsphase“ fortfüh-
ren (Behrens 2004, S. 251; IQPC 2005).
Dieser Prozess ist ein gutes Beispiel für die
Wechselwirkungen zwischen der nationa-
len und europäischen Politikebene einer-
seits sowie der betrieblichen und der indi-
viduellen Politikebene andererseits, auf die
wir im letzten Abschnitt eingehen.

Gleichzeitig ist die Veränderung zweier
wichtiger Rahmenbedingungen mitzuden-
ken, wenn die Verbreitungsdynamik von
Zeitkonten abgeschätzt wird. Förderlich
wirkt die Dezentralisierung bzw. „Verbe-
trieblichung“ der Regulierung von Arbeitsbe-
dingungen, insbesondere auch von Arbeits-
zeiten (Schmierl 2001). Öffnungsklauseln
und Ergänzungstarifverträge ermöglichen
den Betrieben, Arbeitszeitkorridore zu defi-
nieren und verschiedenste Kontensysteme
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aufzubauen (Bispinck 2004).Hinderlich da-
gegen wirken die Tendenzen zur Verlänge-
rung der wöchentlichen Arbeitszeit, die durch
betriebliche Praxis und durch die Revision
entsprechender Tarifverträge vorangetrie-
ben werden (Seifert 2005a). Je länger die in-
dividuelle Normalarbeitszeit ist,desto weni-
ger Volumen steht für Mehrarbeit oberhalb
definierter Arbeitszeitkorridore zur Verfü-
gung,die Grenzen der Belastbarkeit und Zu-
mutbarkeit werden grundsätzlich enger.
Unter den Aspekten der Potenziale von Zeit-
konten und der Zeitsouveränität ist eine
niedrige tarifliche Arbeitszeit (z. B. die Rea-
lisierung bzw. Aufrechterhaltung der 35-
Stunden-Woche) günstiger, da die zusätzli-
che Arbeitszeit dann als Mehrarbeit gilt, die
auf Konten geführt werden kann. Diese
Überlegung ist in einigen Standortvereinba-
rungen berücksichtigt worden, in denen ein
Teil der Arbeitszeitverlängerung obligato-
risch auf ein Konto eingezahlt wird.

2
Interessenkonstellationen
und Handlungsfelder

Arbeitszeitkonten berühren die Interessen
des Betriebs und der einzelnen Beschäftig-
ten in verschiedener Weise. Dabei ist der
Wissensstand sehr ungleich verteilt: Die
bisher durchgeführten Befragungen kon-
zentrieren sich überwiegend auf die be-
trieblichen Interessenlagen.

2.1 BETRIEBLICHE INTERESSEN

Auf Seiten der Betriebe beeinflussen
grundsätzlich folgende Zielsetzungen die
Einführung und Ausgestaltung von Zeit-
konten (Übersicht 1):

– Die systematische kurzfristige Flexibili-
sierung der Arbeitszeiten im Rahmen aus-
gedehnter Betriebszeiten (Richtung „Rund-
um-die-Uhr-Betrieb“ insbesondere bei
personenbezogenen Dienstleistungen);
– die mittelfristige Flexibilisierung der
Personalkapazität entsprechend saisonaler
und konjunktureller Nachfrageschwan-
kungen (und eine entsprechende Stabili-
sierung der Beschäftigung);
– das langfristige Interesse, in einer Phase
des Auslaufens der Altersteilzeit und einer
absehbaren Verlängerung der Lebensar-
beitszeit dennoch einen vorgezogenen Ru-
hestand zu ermöglichen;

– Kosteneinsparungen durch den Wegfall
von Zuschlägen für abweichende Arbeits-
zeiten innerhalb eines definierten Korri-
dors;
– die Erhöhung der Mitarbeitermotivati-
on und -bindung durch das Angebot neu-
er Gestaltungsmöglichkeiten bezüglich der
Zeit- und Einkommensverwendung (teil-
weise eingeschränkt auf bestimmte Mitar-
beitergruppen, insbesondere die Leistungs-
eliten);
– die Vereinfachung der Regulation fle-
xibler Arbeitszeiten durch die Vereinba-
rung von Zeit-Korridoren, innerhalb derer
schnelle und unkomplizierte Zeitdisposi-
tionen möglich sind.

Darüber hinaus ist für die Betriebe eine
Reihe von Rahmenbedingungen relevant.
Dazu zählen die Kosten, die infolge der
steuerlichen Behandlung der Konten
(„nachgelagerte Besteuerung“) und der So-
zialbeiträge (Verschiebung und Verbebei-
tragung im Störfall, Insolvenzsicherung)
anfallen, der administrative Aufwand der
Kommunikation, der Kontenverwaltung
und der Insolvenzsicherung.

2.2 BESCHÄFTIGTENINTERESSEN

In Bezug auf die Beschäftigten im Betrieb
existiert wenig Wissen über ihre konkreten
Interessen bezüglich der Einführung und
Nutzung von Zeitkonten. Es ist auch davon
auszugehen, dass in Befragungen geäußer-
te Arbeitszeitwünsche von Beschäftigten
nicht unbedingt mit ihrem konkreten Zeit-
handeln bei vorhandenen Zeitoptionen
übereinstimmen müssen (Bielenski et al.
2002). Ganz generell wird ein grundsätzli-
ches Interesse an einer begrenzten Zeitsou-
veränität zur Balancierung von Arbeit und

Leben unterstellt (alltäglich, im Jahresver-
lauf, biografisch). Dabei sind große Unter-
schiede nach Alter, Geschlecht, Familien-
konstellation, betrieblichem Status und Le-
bensstil gegeben (Eberling et al. 2004;
Klenner/Pfahl 2005; Garhammer 2005).
Entscheidend für ihr Einverständnis zur
Einführung von Zeitkonten – die in der Re-
gel mit betrieblichen Erfordernissen be-
gründet wird – dürfte aber die Erwartung
einer erhöhten Beschäftigungssicherheit
sein, wenn den Flexibilisierungswünschen
des Managements Rechnung getragen
wird.

Die Flexibilitätsanforderungen an die
Betriebe sind zweifellos in den letzten Jah-
ren gewachsen und werden zunehmend 
direkt an die Beschäftigten weitergegeben.
Die „Folgebereitschaft“ der Beschäftigten
gegenüber solchen Flexibilisierungsanfor-
derungen resultiert sicher zum einen dar-
aus, dass solche einzelbetrieblichen Markt-
zwänge für die Beschäftigten nachvoll-
ziehbar sind; zum anderen wirkt hier 
die betriebliche Machtasymmetrie. Hinzu
kommen positive Motivationen der Be-
schäftigten aus dem Interesse, eine gute Ar-
beit abzuliefern und die Kunden zufrie-
denzustellen. Außerdem wirkt sich der
Druck aufgrund anhaltend hoher Arbeits-
losigkeit und überwiegend stagnierender
Beschäftigungsentwicklungen in den Be-
trieben auch im Zeitverhalten der Beschäf-
tigten aus.

2.3 REGULIERUNGSERFORDERNISSE

Die Regulierung von Arbeitszeitkonten er-
scheint auf den ersten Blick banal. Sie baut
auf dem Arbeitsvertrag auf, demzufolge ei-
ne qualifizierte Leistungsbereitschaft gegen
Entgelt getauscht wird. Zeitkonten begrün-

Übersicht 1: Interesse an Zeitkonten
Betrieb Beschäftigte
Æ Ausdehnung der Betriebszeiten
Æ Kurz- und mittelfristige Kapazitätsanpassung
Æ Optimierung der Belegschaftsstruktur 

durch Vorruhestand
Æ Kosteneinsparungen
Æ Mitarbeitermotivation und -bindung 

(Human Resources Management)

Gesellschaftliche Zukunftsressourcen
Æ Gesundheit
Æ Familie
Æ Bildung
Æ Zivilgesellschaft
Æ Inklusion

Quelle: WZB-Zusammenstellung.

Æ Beschäftigungssicherheit
Æ Alltägliche und biografische Zeitoptionen

∑ Gesundheit/Freizeit
∑ Familie
∑ Bildung
∑ Bürgerschaftliches Engagement

Æ Vorruhestand bzw. Alterssicherung

Hans Böckler
Stiftung
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net auf die Beschäftigtenstruktur bedeutet
das, dass etwa 18 % der Beschäftigten in Be-
trieben arbeiten, die ein Langzeitkonto
führen.

Im Folgenden soll ein erster Eindruck
der unterschiedlichen Verbreitung und
Nutzung von Langzeitkonten in Abhängig-
keit von zentralen Betriebsmerkmalen ge-
geben werden. Ziel dieser ersten Auswer-
tung1 ist nicht die statistische Analyse der
vielfältigen Einflussfaktoren, sondern le-
diglich die Deskription der Verbreitung
von Langzeitkonten. Leitend sind die Fra-
gen nach der Selektivität von Langzeitkon-
ten und den Merkmalen ihrer Verbreitung.
Ausgehend vom bisherigen (eher mageren)
Forschungsstand zur Integration von le-
benslauf- und vereinbarkeitsorientierten
Zielsetzungen in die betriebliche Personal-
politik (siehe dazu den Überblick der Eu-
ropean Foundation von 2006, S. 78ff.) und
den oben genannten Merkmalen von Lang-
zeitkonten untersuchen wir die folgenden
(Bündel von) Faktoren:

– Strukturelle Rahmenbedingungen: Be-
triebsgröße,Flexibilitätsbedarf,wirtschaftli-
che Situation, Branche, Region (Ost/West);
– Personalpolitik und Arbeitszeitpolitik:
Personalplanung, überbetriebliches Enga-
gement, vertragliche Wochenarbeitszeit,
Nutzung von Vertrauensarbeitszeit;
– Industrielle Beziehungen: Tarifbindung,
Betriebs- bzw. Personalrat, Betriebsverein-
barung und betriebliche Bündnisse zur Ar-
beitszeit.

3.1 STRUKTURELLE 
RAHMENBEDINGUNGEN

Unsere Auswertungen zeigen eine höhere
Verbreitung von Langzeitkonten in größe-
ren Betrieben, Betrieben mit höherem Fle-
xibilitätsbedarf (größere Schwankungen
der Nachfrage) und Betrieben in guter
wirtschaftlicher Situation. Darüber hinaus
finden sich Betriebe mit Langzeitkonten
häufiger im produzierenden Gewerbe als
im Dienstleistungssektor und eher im Bun-
desgebiet West als im Bundesgebiet Ost
(Übersicht 2).

der Reziprozität bedroht: das Interesse der
Betriebsleitung an flexibler Kapazitätsan-
passung durch Kontenaufbau und Konten-
abbau („atmender Betrieb“) einerseits und
das Interesse der Beschäftigten an Zeitsou-
veränität zumindest beim Kontenabbau
andererseits. Da die überwiegende Mehr-
heit der Betriebe auch den Abbau der Zeit-
konten steuern will („unter Berücksichti-
gung betrieblicher Belange“), wird – in Ab-
hängigkeit von der betrieblichen Arbeits-
zeitkultur – die Wahlfreiheit bei der
Entnahme, und das heißt die Reziprozität,
eingeschränkt.

In der Konsequenz ist das Vertrauen der
Beschäftigten in die Optionalität, also in 
die Entnahmemöglichkeiten zu den ge-
wünschten Zeiten und Zwecken, ein
Grundproblem der Akzeptanz von Zeit-
konten (Haipeter/Lehndorff 2004, S. 160).
Dieses Vertrauen entsteht erst in der be-
trieblichen Praxis: durch den Umgang mit
Anträgen auf Zeitentnahme, durch die be-
triebliche Zeitkultur, die sich im Umgang
mit den Wünschen der Beschäftigten nach
Zeitsouveränität und den Bedürfnissen
nach dem Balancieren von Arbeit und Le-
ben konkretisiert. Das erfordert Diskurs-
und Lernprozesse auf beiden Seiten.

3
Verbreitung und Nutzung
von Langzeitkonten

Langzeitkonten sind ein junges arbeitszeit-
politisches Instrument, das sich noch in der
Entwicklung befindet, dessen Funktions-
weisen noch nicht ausgereift und dessen
Nebenwirkungen noch kaum absehbar
sind. Es besteht eine hohe Unsicherheit
über die Verbreitung von Langzeitkonten,
insbesondere auch über die Ausbreitungs-
dynamik. Daher war es für uns eine sehr
günstige Gelegenheit, einen Fragekomplex
zu Langzeitkonten im aktuellen Betriebs-
survey der Sozialforschungsstelle Dort-
mund zu Arbeits- und Betriebszeiten ein-
zubringen. Die Brutto-Stichprobe von
9.700 Betrieben wurde aus der Betriebsda-
tei der Bundesagentur für Arbeit gezogen;
im Herbst 2005 antworteten 18 % der Be-
triebe. Die folgenden Daten sind aus der
Nettostichprobe auf die Gesamtheit der
Betriebe hochgerechnet. Demnach unter-
hielten zum Befragungszeitpunkt insge-
samt 6,9 % der Betriebe ein Langzeitkonto,
0,9 % planen die Einführung. Hochgerech-

den nun eine zusätzliche Tauschbeziehung,
die Abweichungen von der Normalarbeits-
zeit regelt. Die Funktionsfähigkeit des Ins-
truments der Zeitkonten stellt Anforde-
rungen an die Interessenbalance zwischen
Betrieb und Beschäftigten, die mit dem Be-
griff der Reziprozität beschrieben werden
können (Struck/Köhler 2004, S. 288ff.;
Diewald et al. 2005, S. 226; Gouldner 1984,
S. 119). Die Beschäftigten beteiligen sich an
der Bewältigung betrieblicher Flexibilitäts-
anforderungen und dürfen nicht in ihrer
privaten Lebensführung geschädigt wer-
den. Im Gegenzug gibt ihnen das Unter-
nehmen dafür Erwerbsarbeitszeit für ihre
Reproduktion zurück. Idealtypisch würde
sich Reziprozität im Fall von Zeitkonten
aus drei Elementen in verschiedenen Ge-
staltungsfeldern aufbauen:

(1) ein zeitbezogener wirtschaftlicher
Tausch: Eingezahlte Zeit ist gleich entnom-
mene Zeit (abgesehen von eventuell einge-
brachten bzw. ausgezahlten geldlichen An-
teilen);

(2) ein sozialer, reproduktionsbezogener
Tausch: Die Einschränkungen der indivi-
duellen Lebensführung durch flexible
Mehrarbeit werden durch gleichwertige,
reproduktive Zeitentnahmen kompensiert;

(3) eine freiwillige Interaktion in Form ei-
ner Beteiligung der Beschäftigten an der
betrieblichen Zeitorganisation und ent-
sprechende, gleichgewichtige Aushand-
lungsprozesse (verhandelte Optionalität
bzw. Zeitsouveränität).

Die explizite Ausgestaltung und Verhand-
lung dieses zusätzlichen Tauschs dürfte al-
lerdings zögerlich verlaufen; einmal, weil
die Prognostizierbarkeit der zukünftigen
Flexibilitätsanforderungen und ihrer Risi-
ken sowohl für die Unternehmen als auch
für die Beschäftigten gering ist. Die bishe-
rigen Ausgleichsperioden von Leistung
und Gegenleistung sind der Monat und bei
leistungsabhängigen Entgeltbestandteilen
teilweise das Jahr. Diese Perioden sind für
beide Parteien überschaubar und durch
Planungs- und Abrechnungsroutinen klar
strukturiert. Für Zeiträume von bis zu 40
Jahren gibt es dagegen kaum betriebliche
Regelungstraditionen – mit Ausnahme der
betrieblichen Altersversorgung.

Die Zeitkonten bergen zudem einen
grundsätzlichen Zielkonflikt zwischen un-
terschiedlichen Zeitregimen, der das Modell

1 Es handelt sich um erste Ergebnisse aus einem lau-
fenden Forschungsprojekt der Verfasser zum The-
ma „Langzeitkonten und biografische Lebens-
führung“, das von der Hans-Böckler-Stiftung ge-
fördert wird.
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3.2 PERSONALPOLITIK UND 
ARBEITSZEITPOLITIK

Als wichtige Rahmenbedingung hatten wir
eingangs das Vorliegen einer langfristigen
Personalplanung benannt. Diese Annahme
wird durch die Befragung bestätigt. In eine
ähnliche Richtung zielte die Frage nach
dem betrieblichen Engagement für gesell-
schaftliche Belange. Betriebe, die sich sozial
engagieren, führten sehr viel häufiger ein
Langzeitkonto als Betriebe, die dies vernei-
nen. In Bezug auf die betriebliche Arbeits-
zeitpolitik finden wir einen komplexen Zu-
sammenhang von Länge der Arbeitszeit
und Nutzung von Langzeitkonten. Tenden-
zen zur Verlängerung der realen Arbeits-
zeiten werden sich – so ist zu vermuten –
einschränkend auf die Ansparmöglichkei-
ten auf Zeitkonten auswirken. Die Befra-
gung deutet auf eine höhere Verbreitung
von Langzeitkonten in Betrieben hin, in de-
nen die vertragliche Wochenarbeitszeit von
Vollzeitbeschäftigten im Bereich von 38 bis
40 Stunden liegt. In Betrieben, in denen die
vertragliche Wochenarbeitszeit von Voll-
zeitkräften deutlich oberhalb oder unter-
halb dieser Grenze liegt, finden sich selte-
ner Langzeitkonten. Interessant ist, dass
Betriebe, die Vertrauensarbeitszeit nutzen,
auch deutlich häufiger Langzeitkonten ha-
ben. Das überrascht zunächst, da eine prä-
zise Zeiterfassung eine wichtige Vorausset-
zung von Langzeitkonten ist (Übersicht 3).

3.3 INDUSTRIELLE BEZIEHUNGEN

Die Verbreitung von Langzeitkonten vari-
iert mit den von uns ausgewerteten Merk-
malen der industriellen Beziehungen im
Betrieb. Betriebe mit Tarifbindung, Be-
triebs- bzw. Personalrat, Betriebsvereinba-
rung zur Arbeitszeit oder betrieblichen
Bündnissen zur Arbeitszeit verfügen ver-
gleichsweise häufiger über Langzeitkonten.
Das deutet darauf hin, dass die betriebliche
und überbetriebliche Interessenvertretung
der Beschäftigten sowie die Regulierung
der Arbeitszeiten durch betriebliche Ver-
einbarungen und Bündnisse der Betriebs-
parteien wichtige Voraussetzungen für
Langzeitkonten sind. Allerdings sind auch
hier genauere Aussagen erst auf Basis mul-
tivariater Auswertungen möglich, da unter
anderem die Betriebsgröße in engem Zu-
sammenhang mit den genannten Merkma-
len steht (Übersicht 4).

3.4 NUTZUNGSFORMEN UND 
HINDERNISSE

Für unsere strategische Frage nach der Op-
tionalität von Langzeitkonten kommt den
angebotenen Nutzungen zentrale Bedeu-
tung zu. Unsere Auswertung der Repräsen-
tativdaten zeigt, dass das Spektrum mögli-
cher Nutzungen allgemein relativ einge-
schränkt ist. In der überwiegenden Mehr-
heit der Betriebe mit Langzeitkonto sind
nur ein (50 %) bis zwei (33 %) Nutzungen
möglich.

In Großbetrieben dominieren deutlich
Nutzungen für Altersteilzeit, Vorruhestand

und Weiterbildung,während in kleinen und
mittleren Betrieben Familienzeiten und
vorübergehende Teilzeitbeschäftigung die
häufigsten Nutzungsformen sind. Mit der
Betriebsgröße steigt das Nutzungsangebot
für Altersteilzeit,Vorruhestand und Weiter-
bildung stark an. Da die Mehrheit der Be-
schäftigten in Großbetrieben beschäftigt ist,
ist insgesamt von einer starken Verbreitung
altersbezogener Regelungen auszugehen.

Schließlich haben wir auch nach An-
wendungsschwierigkeiten und Barrieren
von Langzeitkonten gefragt. Überraschen-
derweise geben nur 7,7 % der Betriebe mit
Langzeitkonten an, Schwierigkeiten mit

Übersicht 2: Verbreitung von Langzeitkonten nach strukturellen 
Betriebsmerkmalen – in % –
Alle Betriebe 6,8

Betriebe mit 1–19 abhängig Beschäftigten 6,4
Betriebe mit 20–249 abhängig Beschäftigten 10,3
Betriebe mit 250 oder mehr Beschäftigten 17,0

Nennenswerte Schwankungen der Nachfrage im letzten Jahr 9,3
Keine nennenswerte Schwankung der Nachfrage im letzten Jahr 4,5

Guter wirtschaftlicher Erfolg in den letzten zwei Jahren 10,4
Durchschnittlicher wirtschaftlicher Erfolg in den letzten zwei Jahren 6,5
Schlechter wirtschaftlicher Erfolg in den letzten zwei Jahren 5,3

Produzierendes Gewerbe 8,3
Dienstleistungssektor 6,3

Bundesgebiet Ost 5,7
Bundesgebiet West 7,2

Quelle: Auswertung des Betriebssurveys der sfs Dortmund (2005) durch das WZB.
Hans Böckler
Stiftung

Hans Böckler
Stiftung

Übersicht 3: Verbreitung von Langzeitkonten nach Merkmalen 
der Personalpolitik – in % –
Alle Betriebe 6,8

Langfristige Personalplanung 9,1
Keine langfristige Personalplanung 5,3

Häufig überbetriebliches soziales Engagement 10,8
Gelegentlich überbetriebliches soziales Engagement 8,1
Selten überbetriebliches soziales Engagement 7,5
Nie überbetriebliches soziales Engagement 3,3

Vertragliche Wochenarbeitszeit Vollzeitbeschäftigte: 30 – 35 Stunden 5,9
Vertragliche Wochenarbeitszeit Vollzeitbeschäftigte: 35,1–38 Stunden 7,0
Vertragliche Wochenarbeitszeit Vollzeitbeschäftigte: 38,1–40 Stunden 8,0
Vertragliche Wochenarbeitszeit Vollzeitbeschäftigte: mehr als 40 Stunden 3,7

Vertrauensarbeitszeit im Betrieb 13,0
Keine Vertrauensarbeitszeit im Betrieb 6,1

Quelle: Auswertung des Betriebssurveys der sfs Dortmund (2005) durch das WZB.

Hans Böckler
Stiftung

Übersicht 4: Verbreitung von Langzeitkonten nach Merkmalen 
der industriellen Beziehung – in % –
Alle Betriebe 6,8

Tarifbindung 7,9
Keine Tarifbindung 6,4

Mit Betriebs- oder Personalrat 13,8
Ohne Betriebs- oder Personalrat 6,3

Mit Betriebsvereinbarung zu Arbeitszeiten 8,1
Ohne Betriebsvereinbarung zu Arbeitszeiten 6,5

Mit betrieblichen Bündnissen zur Arbeitszeit 9,5
Ohne betriebliche Bündnisse zur Arbeitszeit 6,7

Quelle: Auswertung des Betriebssurveys der sfs Dortmund (2005) durch das WZB.
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dem Langzeitkonto zu haben. Bei der
Neuartigkeit und Komplexität des Instru-
ments hätten wir einen höheren Prozent-
satz erwartet. Vergleichbares gilt für die
Frage nach den Ursachen solcher Schwie-
rigkeiten: Am häufigsten werden Erfah-
rungsmangel der Vorgesetzten und der Be-
schäftigten im Umgang mit großen Zeit-
guthaben genannt. Das bestätigt unsere
Annahme, dass Zeitsparen für Ressourcen-
erhalt langfristige und tiefgreifende Lern-
prozesse erfordert.

Insgesamt weisen die Daten auf diffe-
renzierte Muster der Verbreitung und Nut-
zung von Langzeitkonten in deutschen Be-
trieben hin. Dabei zeigt sich eine klare
Häufung von Langzeitkonten in größeren
Betrieben, eine begrenzte Auswahl mögli-
cher Verwendungszwecke und eine Domi-
nanz der Nutzungen für Altersteilzeit und
Vorruhestand. Es sei noch einmal betont,
dass die skizzierten Ergebnisse lediglich
deskriptiven Charakter haben und in Kür-
ze durch vertiefende, multivariate Analysen
erweitert werden. Eine große Rolle dürfte
bei diesen Analysen der Einfluss der Be-
triebsgröße spielen.

4
Lebenslaufpolitik und
Langzeitkonten in Europa

Die skizzierten konzeptionellen und empi-
rischen Befunde werfen die Frage auf, ob

und unter welchen Bedingungen Langzeit-
konten ein geeignetes Instrument darstel-
len, um Beschäftigten einen erweiterten
Zugriff auf die Arbeitszeitverteilung im Le-
bensverlauf zu ermöglichen. Die diesbe-
züglichen Erwartungen sind derzeit hoch,
wie etwa das Beispiel der „Optionszeiten“
im aktuellen Familienbericht (BMFSFJ
2005) deutlich macht. Wie eine mögliche
überbetriebliche Regulierung, Flankierung
und Einbettung von Langzeitkonten ausse-
hen könnte, zeigt uns der Blick auf einige
europäische Nachbarländer. Im Folgenden
wird ein kurzer Überblick über unter-
schiedliche Ziele, Ansätze und Regelungs-
ebenen der Lebenslaufpolitik in Europa ge-
geben. Anschließend werden die Nieder-
lande als mögliches Beispiel einer relativ
weitreichenden staatlichen Regulierung
von Zeitsparoptionen im Lebensverlauf
diskutiert.

Ein erstes wichtiges Gruppierungsprin-
zip von unterschiedlichen lebenslaufpoliti-
schen Instrumenten ergibt sich aus deren
grundsätzlicher Ausrichtung: Von dem so-
genannten „Combination Model“, das auf
die Kombination beruflicher und außerbe-
ruflicher Anforderungen – auf Basis einer
kontinuierlich reduzierten Wochenarbeits-
zeit – und eine unterstützende Infrastruk-
tur (z. B. Kinderbetreuung) zielt, lassen sich
sogenannte Phasenmodelle (oder „Transi-
tions“-Modelle) unterscheiden, die auf ei-
nen (mehr oder weniger flexiblen) Wechsel
zwischen Phasen erhöhter Erwerbsarbeits-
zeiten, Phasen reduzierter Erwerbsarbeits-

zeiten und Phasen der Unterbrechungen
der Erwerbsarbeitszeit orientieren (Van der
Meer/Leijnse 2004).

Innerhalb der Phasenmodelle lassen
sich wiederum zwei unterschiedliche, aber
einander nicht notwendig ausschließende
Ansätze unterscheiden (European Founda-
tion 2005). Erstens: die Gestaltung von Zeit-
optionen, die an Lebensereignisse geknüpft
sind („life-phase“ specific), etwa die Geburt
eines Kindes (Mutterschutz bzw.Elternzeit),
das Erreichen einer bestimmten Altersgren-
ze (Ruhestand) oder aber auch – wie etwa
bei unseren schwedischen oder niederländi-
schen Nachbarn – Betreuungsbedarf im Fall
schwerer Krankheit von Familienangehöri-
gen. Im Kern verweisen diese Optionen auf
das tradierte Phasenmodell des Lebenslaufs
mit Regelungen zu Mutterschutz,Elternzeit,
Ruhestand (bzw. Vorruhestand) und ähnli-
chen ereignisbezogenen Zeitoptionen und
Freistellungen (Übersicht 5).

Zweitens gibt es Zeitoptionen, die den
Individuen unabhängig vom Eintreten be-
stimmter Ereignisse zur Verfügung stehen
(„life-course“ orientiert). Es findet also im
Prinzip eine Entkoppelung von Ereignis
und zeitlichen Optionen statt. Die Optio-
nen bestehen durchgehend im gesamten
Lebenslauf. Formal steuert und entscheidet
das Individuum Zeitpunkt, Art und Dauer
ihrer Nutzung. Dabei spielen zentrale Le-
bensereignisse und Lebensphasen nach wie
vor eine große Rolle. Drei wichtige Beispie-
le hierfür sind:

(1) das Recht auf eine individuelle Anpas-
sung der Arbeitszeit (also ein Recht auf
Teilzeitarbeit bzw. die Anhebung der Wo-
chenarbeitszeit);

(2) das Ansparen von Zeitguthaben über
Mehrarbeit und Entgeltbestandteile, die
dann später für Kinderbetreuung, Weiter-
bildung, Freizeitinteressen (Sabbaticals)
oder Vorruhestand verwendet werden kön-
nen;

(3) staatlich subventionierte Modelle zur
zeitlich befristeten Arbeitszeitreduktion
bzw. Freistellung (Übersicht 5).

Optionen zum Ansparen von längeren
Freistellungen wird derzeit ein großes Po-
tenzial zugemessen. Länder, in denen dieses
Instrument eine Rolle spielt, sind Deutsch-
land, Frankreich, die Niederlande und
Schweden (siehe European Foundation
2005, S. 21ff.). Bisher ist noch relativ wenig

Tabelle 1: Mögliche Nutzungen von Langzeitkonten nach drei 
Betriebsgröße

1–19 Beschäftige 20–249 Beschäftigte Mehr als 249 Beschäftigte
Weiterbildung 14,7 24,9 49,8
Sabbatical 4,9 10,1 26,6
Familienzeit 25,4 38,0 25,8
Temporäre Teilzeit 28,0 41,7 27,5
Altersteilzeit 3,7 16,3 69,3
Vorruhestand 3,7 14,8 53,6
Sonstiges 66,0 57,3 33,9

Quelle: Auswertung des Betriebssurveys der sfs Dortmund (2005) durch das WZB.
Hans Böckler
Stiftung

Hans Böckler
Stiftung

Übersicht 5: Beispiele für „life-phase“ und „life-course“ orientierte
Zeitoptionen
„Life-phase“ orientiert „Life-course“ orientiert
Mutterschutz Recht auf befristete Anpassung der Wochenarbeitszeit
Elternzeit Langzeit- bzw. Lebensarbeitszeitkonten
Ruhestand und Vorruhestand Freistellung für Weiterbildung
Bedingte Freistellung Freistellungen und Sabbaticals
Erwerbslosigkeit Flexibler Ruhestand

Quelle: WZB-Zusammenstellung nach European Foundation (2005).
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über Verbreitung, Nutzung und langfristi-
ge Effekte solcher Sparoptionen bekannt.
Die Forschung hat gerade erst begonnen.
Ob und unter welchen Bedingungen solche
Optionen tatsächlich ein geeignetes Instru-
ment darstellen, um Beschäftigten erwei-
terte Optionen bei der Lebenslaufgestal-
tung zu gewähren, ist daher zurzeit noch
nicht eindeutig zu sagen. Erkenntnisse der
bisherigen Arbeitszeitforschung und erste
Erfahrungsberichte aus der betrieblichen
Praxis lassen allerdings vermuten, dass der
institutionellen Einbettung und Regulie-
rung hier eine entscheidende Bedeutung
zukommt.

Damit kommen wir zu einem zweiten
wichtigen Gruppierungsprinzip von In-
strumenten der Lebenslaufpolitik, das sich
auf die verschiedenen Regelungsebenen be-
zieht: Staat, Tarifsystem, Betrieb, Haushalt
und Individuum. Hier lassen sich verein-
facht Länder (bzw. Regime) unterscheiden,
in denen:

(1) lebenslaufbezogene Zeitoptionen stark
auf der gesetzlichen Ebene reguliert werden
(etwa Schweden oder die Niederlande);

(2) kollektivvertragliche und betriebliche
Vereinbarungen eine große Rolle spielen
(etwa Deutschland oder Frankreich).

(3) Und schließlich gibt es Länder, die sich
durch eine geringere Bedeutung von derar-
tigen Regelungen auszeichnen und Anpas-
sungsleistungen im Lebensverlauf eher zur
Sache der Einzelnen machen (etwa das Ver-
einigte Königreich oder Spanien).

In Bezug auf Optionen zum Ansparen 
längerer Freistellungen lässt sich die skiz-
zierte Unterschiedlichkeit der Regulierung
anhand des Vergleichs von Deutschland
und den Niederlanden verdeutlichen. In
Deutschland sind Möglichkeiten zum 
Ansparen von längeren Freistellungen
überwiegend auf betrieblicher und kollek-
tivvertraglicher Ebene verankert. Im Au-
genblick finden in den Betrieben entschei-
dende Entwicklungen im Bereich von Zeit-
und Geldsparoptionen für Beschäftigte
statt, und zwar in Form der oben skizzier-
ten unterschiedlichen Varianten von Lang-
zeitkonten bzw. Lebensarbeitszeitkonten.
Auf gesetzlicher Ebene bestehen hingegen
lediglich Mindestabsicherungen – etwa im
Falle betrieblicher Insolvenz – oder Rege-
lungen zur sozial- und steuerrechtlichen
Behandlung von Zeitguthaben.

Die gesetzliche Regulierung von Zeit-
sparoptionen, wie sie in den Niederlanden
besteht, ist im Vergleich zur Situation in
den anderen europäischen Ländern einzig-
artig. Sie ermöglicht uns einen Einblick in
die Praxis einer überbetrieblichen und
übertariflichen Regulierung von individu-
ellen Zeitsparoptionen im Erwerbsverlauf.

5
Optionen zum Ansparen
längerer Freistellungen am
Beispiel der Niederlande

Die Möglichkeit, in einem bestimmten
Rahmen Zeit- bzw. Geldguthaben für län-
gere Freistellungen anzusparen, ist in den
Niederlanden seit 2001 gesetzlich geregelt.
Genauere Bestimmungen dazu sind in Ta-
rifverträgen und Betriebsvereinbarungen
festgelegt. Darüber hinaus zeichnen sich
die Niederlande allgemein durch eine hohe
Bedeutung der Teilzeitbeschäftigung aus
(Visser 2003; Rürup/Gruesco 2005, S. 30).
Das Recht auf Teilzeitbeschäftigung und –
einzigartig in Europa – auf eine Anhebung
der Wochenarbeitszeit ist gesetzlich veran-
kert. Zugleich existieren einige ereignis-
bzw. zweckbezogene Möglichkeiten (soge-
nannte „verlofregelingen“), um vorüberge-
hend die Arbeitszeit zu reduzieren.

Schon in den 1990er Jahren war es in
den Niederlanden erklärtes politisches
Ziel, Impulse für das Ansparen von
Zeitguthaben zu geben. Damit wurde zu-
gleich auf die Zunahme von Regelungen
auf der betrieblichen und tariflichen 
Ebene reagiert. 1997 waren in 17 % der Ta-
rifverträge Regelungen zum Ansparen von
Zeitguthaben enthalten; 2000 waren es be-
reits 53 %, die für 48 % der abhängig Be-
schäftigten galten.

Das Beispiel der Niederlande zeigt, wie
eine gesetzliche Regulierung von Optionen
zum Ansparen längerer Freistellungen aus-
sehen könnte (ausführlich: Wotschack
2006). Im Sinne der Lebenslaufpolitik wur-
den mit der „verlofspaarregeling“ (2001–
2005) Obergrenzen für die Zeitguthaben
gesetzt und die Verwendung der Guthaben
für den vorzeitigen Ruhestand einge-
schränkt. Beschäftigte konnten einen Teil
ihres Einkommens („geld-voor-tijd spa-
ren“) oder ihrer Arbeitszeit („tijd-voor-tijd
sparen“) für eine spätere bezahlte Freistel-
lung einbringen. Das angesparte Guthaben
blieb von Steuern befreit. Diese fielen erst

bei der Nutzung des Guthabens an. Es gal-
ten folgende Regelungen (Van Luijn/Keu-
zenkamp, 2004):

– Der Betrieb musste über eine schriftlich
fixierte Betriebsvereinbarung verfügen, die
die Zeitsparmöglichkeiten regelte und min-
destens 75 % der Beschäftigten offen stand;
– gespart werden durften maximal 10 % des
Bruttoeinkommens bzw. der Arbeitszeit;
– das Guthaben wurde vom Arbeitgeber
bei einem externen Finanzinstitut angelegt
(teilweise bestanden auch sektorale Fonds,
etwa die „stichting tijdspaarfonds“);
– das Guthaben durfte eine zwölfmonati-
ge Freistellung nicht überschreiten;
– das Guthaben durfte für alle Zwecke ge-
nutzt werden, allerdings nicht direkt vor
dem Ruhestand.

Eine aktuelle Studie hat die „verlofspaar-
regeling“ zwei Jahre nach ihrer Einführung
evaluiert. Ihre Ergebnisse zeigen (Van 
Luijn/Keuzenkamp 2004), dass deren Nut-
zung durch die Beschäftigten eher gering
ausfiel. 2002 machten nur 6 % der befrag-
ten Beschäftigten von der Regelung zum
Zeitsparen Gebrauch. Zwar gaben 17 %
der Befragten an, Bedarf zu haben, aber
11 % konnten diesen Bedarf offensichtlich
in der Praxis nicht realisieren. Bei den Mo-
tiven dominierten Freizeitinteressen. Da-
bei unterschied sich die Gruppe, die die
Regelung tatsächlich nutzte, kaum von der
Gruppe, die ein Interesse an der Nutzung
hatte, dieses Interesse aber offensichtlich
nicht umsetzen konnte. Es waren oft genau
jene Gruppen – Beschäftigte mit Kindern
und Beschäftigte mit Vereinbarkeitspro-
blemen –, die im Sinne einer besseren Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie von den
Sparoptionen profitieren sollten, die diese
Möglichkeiten faktisch jedoch seltener
nutzten.

Die Erfahrungen mit der „verlofspaar-
regeling“ weisen darauf hin, dass sich selbst
unter der Bedingung einer gesetzlichen Re-
gulierung die Nutzung der Ansparmög-
lichkeiten im Erwerbsverlauf bisher in
Grenzen hält und nur in geringem Maße
der besseren Vereinbarkeit von Beruf und
Familie dient. Ein abschließendes Urteil ist
kaum möglich, da die „verlofspaarregeling“
nur für eine relative kurze Zeit bestand. So
könnte eine weniger pessimistische Inter-
pretation des niederländischen Beispiels
argumentieren, dass sich die gewünschten
Effekte erst mittel- und langfristig einstel-
len. Dass Gruppen mit hohen außerberuf-
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lichen Anforderungen (z. B. Kinderbetreu-
ung) nur schwer größere Zeitguthaben an-
sparen können, ist evident. Der Idee nach
sollten sie zum Bedarfszeitpunkt bereits
über größere Zeitguthaben verfügen, die
sie zu ihrer Entlastung einsetzen können.
Das Ansparen von Zeitguthaben müsste im
Idealfall in der ersten Phase des Erwerbsle-
bens stattfinden, in der Beschäftigte noch
kinderlos und flexibler sind. In der Mitte
des Erwerbslebens könnten die Beschäftig-
ten dann von diesem Zeitpolster profitie-
ren und ihre Arbeitszeiten reduzieren, oh-
ne entsprechende Einkommenseinbußen
riskieren zu müssen. Dass solche Muster
nicht in den Daten zu erkennen waren,
kann also schlicht an der kurzen Dauer der
bestehenden Regelungen liegen.

Mit dem Inkrafttreten der „levensloop-
regeling“ (seit 2006) lassen sich solche
langfristigen Effekte nur noch sehr einge-
schränkt untersuchen. Die neue Regelung
gibt Beschäftigten erstmals das Recht, un-
abhängig von der Existenz einer entspre-
chenden Betriebsvereinbarung Freistel-
lungen anzusparen. Bedingung ist die Zu-
stimmung des Arbeitgebers. Vor allem
durch die Öffnung der Regelung für Vor-
ruhestand und die Reduzierung der Spar-
optionen auf Entgeltbestandteile setzt das
neue Gesetz jedoch andere Akzente und
erzeugt vermutlich neue Verwendungs-
muster. Zum einen wird der Vorruhestand
ein wichtiges Ziel bei der Nutzung der „le-
vensloopregeling“. Zum anderen sind stark
einkommensabhängige Nutzungsmuster
zu erwarten: So sind es eher höhere als
niedrigere Einkommensgruppen, eher Be-
schäftigte mit Vermögen als Beschäftigte
ohne Vermögen und eher ältere als jüngere
Beschäftigte, die über den finanziellen
Spielraum verfügen, um von der „levens-
loopregeling“ zu profitieren (Groot/Breed-
veld 2004).

6
Resümee

Zeitkonten sind eine Form der Regulierung
der Umverteilung von Erwerbsarbeitszeit,
die beständig an Bedeutung gewinnt. Mit
der Ausweitung von Zeitkonten verändert
dieses Instrument allerdings auch seinen
Charakter. Frühe Formen, die als Gleitzeit-
konten aus dem beidseitigen Bedürfnis
nach einer alltäglichen Anpassung der Ar-
beitszeiten resultierten, waren nach dem
Prinzip des kurzfristigen Zeitausgleichs
aufgebaut. Das Ansparen durch vorgezoge-
ne Arbeit oder Mehrarbeit folgte akuten
Markt- oder Projekterfordernissen der Un-
ternehmen, die Entnahmen dagegen wur-
den durch private Anforderungen bei den
Beschäftigten bestimmt, die Abweichungen
von den Rhythmen der alltäglichen Le-
bensführung erforderlich machten.Aus der
zeitlichen und volumenmäßigen Erweite-
rung der Konten resultiert nun eine Erwei-
terung der Nutzungszwecke. Optionale
Langzeitkonten können z. B. für eine ver-
längerte Elternzeit, für lebenslanges Ler-
nen, für zwischenzeitliche Gesundheits-
maßnahmen, für Sabbaticals oder für Zei-
ten verstärkten ehrenamtlichen Engage-
ments genutzt werden.

Damit ist zugleich die Gefahr einer
Überforderung der Zeitkonten verbunden:
Aufgrund des notwendigerweise begrenz-
ten Kontenvolumens besteht eine Konkur-
renz zwischen den verschiedenen Nutzungs-
zwecken, die von den Beschäftigten ent-
schieden werden muss. Wenn aktuell zu-
sätzlich die Möglichkeit geschaffen wird,
Konten für neue betriebliche Vorruhe-
stands- und Altersteilzeitregelungen sowie
für die Alterssicherung zu nutzen, wird die
Verwendungskonkurrenz noch einmal we-
sentlich verschärft. Denn allein um eine re-
levante Verkürzung der Dauer der Erwerbs-
tätigkeit um z. B. drei Jahre anzusparen, ist
über mindestens zwanzig Jahre erhebliche
regelmäßige Mehrarbeit notwendig. Aus
diesen Ansparbedarfen folgt die Tendenz,

auch Einkommensanteile in die Konten
einbringen zu können (sog. Zeit-Wert-
Konten) und auch das Ansparen obligato-
risch zu gestalten (z. B. im Rahmen von
Schichtregelungen und Standortsiche-
rungsvereinbarungen). Das Hinzufügen
von monetären Sparvorgängen relativiert
den Mechanismus des Zeitausgleichs und
die Möglichkeiten der Reziprozität, es ver-
stärkt dagegen die Orientierung auf finan-
zielle Alterssicherung, Ansparmodelle und
Zinskonditionen.

Langzeitkonten könnten ein Gerüst
sein, mit dem sowohl die langfristige be-
triebliche Personalpolitik als auch die indi-
viduelle Lebensplanung der Beschäftigten
unter den Bedingungen zunehmender Dis-
kontinuität und Veränderungsgeschwin-
digkeit stabilisiert und weiterentwickelt
werden. Marktorientierte Flexibilisie-
rungsstrategien der Unternehmensleitun-
gen führen allerdings dazu, auch die Ent-
nahmeprozesse von Langzeitkonten nach
betrieblichen Anforderungen zu steuern
und damit das Vertrauen in die Optiona-
lität zu untergraben. Dieses Vertrauen stellt
aber eine entscheidende Voraussetzung für
die Akzeptanz und das Funktionieren der
mit Langzeitkonten gegebenen langfristi-
gen Tauschbeziehungen dar. Um Rezipro-
zität im Kontenaufbau und Kontenabbau
herzustellen – und zwar nicht nur in quan-
titativer Hinsicht, sondern auch in der
Qualität der Nutzung –, sind die Zeitinte-
ressen der Beschäftigten in der Auslegung
und alltäglichen Anwendung von Langzeit-
konten eindeutig zu verankern. Auf diese
Weise könnte sich eine Zeitkultur ent-
wickeln, in der Langzeitkonten ein Rück-
grat neuer, flexibler Lebensläufe sind. Wie
gezeigt, findet sich ein Beispiel für eine re-
lativ weitgehende überbetriebliche Regu-
lierung und Flankierung von Langzeitkon-
ten in den Niederlanden.

Ein offener Diskurs um Langzeitkonten
– im Zusammenhang mit anderen ressour-
cenbezogenen Maßnahmen – könnte hier
wichtige Lernprozesse auf beiden Seiten
initiieren, als Baustein für eine neue, kon-
zertierte Lebenslaufpolitik.
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